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Ein anderer Grund für den bisherigen Mißerfolg der mit der Approba-
tionsordnung gegebenen Reformansätze ist das Unverständnis der Län-
derrninister. Sie haben nicht begriffen, daß eine moderne ärztliche Ausbil-
dung ein hohes Maß an Flexibilität und Verantwortung der Fakultäten für
die Entwicklung geeigneter Curricula erfordert. Versuche, die Fakultäten
auch personell für die neuen Aufgaben einer Curriculurnplanung und -er-
probung auszurüsten, sind fast überall gescheitert. Der Versuch einer Ent-
koppelung von Unterricht- und Fachinteressen ist ebenfalls nicht gelun-
gen, da die Ministerien nach wie vor die Existenzberechtigung eines Fa-
ches von der Beteiligung am Unterricht abhängig machen. Die verzweifel-
ten Kämpfe im Mainzer Institut urn eine prozentuale Beteiligung kleiner
Fächer an Prüfungsfragen sind das Resultat.

Aber auch nur wenige Hochschullehrer haben bisher die Chance und
die Verantwortung begriffen, die ihnen mit der neuen Approbationsord-
nung zugefallen sind. Sie haben wenig oder nichts dazu beigetragen, die
Fakultäten für ihre neuen Aufgaben vorzubereiten. Große Studentenzah-
len dienen mancherorts als willkommenes Argument, um bereits einge-
führte Reformen des Unterrichts wieder abzubauen und so möglichst
rasch wieder zu dem Zustand zurückzukehren, der vor dem Erlaß der Ap-
probationsordnung herrschte.

Eberhard Göbel und Udo Schagen

Gèsundheitsbewegung wohin?

Vorbemerkung: Der folgende Aufsatz ist eine subjektiv formulierte Stellungnah-
me zum Problem der »zwei Bewegungen« im Gesundheitsbereich. Er soll nicht
Ersatz für die weitergehende Analyse sein, sondern Eröffnung einer Diskussion.

Die neue Gesundheitsbewegung
Auch der zweite und, wie es scheint, vorläufig letzte überregionale Ge-
sundheitstag, im Herbst 1981 in Hamburg, wurde mit mehr als 10000 Teil-
nehmern zurn Ausdruck einer neuen Gesundheitsbewegung. In ihr kommt
die Unzufriedenheit mit dem bestehenden System der Versorgung, der
Wunsch nach mehr Einfluß des Einzelnen auf seine Gesundheit und der
Wunsch nach einem sinnvollen Arbeitsplatz im Bereich Gesundheit zum
Ausdruck, der sowohl dem professionellen Helfer ein eigenverantwortlich
-gestaltetes Betätigungsfeld gibt als auch den kranken oder urn Rat suchen-
den Menschen als Subjekt präventiven therapeutischen Handelns begreift.
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Der zweite Gesundheitstag hat zu der Frage, wie der schon auf dem er-
sten Gesundheitstag angelegte Konflikt zwischen der Gesundheitsbewe-
gung aus der Zeit der Studentenbewegung der 60er Jahre und der alterna-
tiven Gesundheitsbewegung der 80er Jahre fruchtbar und aktivierend für
die Durchsetzung solcher Interessen nutzbar gemacht oder aufgehoben
werden kann, leider keine neuen Ansätze gebracht: Im folgenden wird
deshalb die Ausgangssituation beider Bewegungen dargestellt, um mögli-
cherweise zur Entwicklung einer gemeinsamen Perspektive beizutragen.

Die Initiatoren des ersten Berliner Gesundheitstages, eine Gruppe von
Ärzten und »sonstigen« Gesundheitsarbeitern, haben den Berliner Ge-
sundheitsladen auch deshalb gegründet, um eine kollektive und produkti-
ve Verarbeitung der allgemeinen Frustration und Resignation zu organisie-
ren. Sie reagierten damit auf die erlebte Vergeblichkeit eines jahrelangen
politisch-sozialen Engagements für eine progressive Reformpolitik im Ge-
sundheitswesen. Ziel dieser Initiative war es, sich zu neuen gesundheitspo-
litischen Konzepten durchzuringen, und zwar ohne Rücksicht auf Tabus,
die die Arbeit in den verschiedenen politischen und sozialen Organisatio-
nen und Institutionen häufig bestimmt hatten. Sie waren bereit, die bin-
nenlinke Verbissenheit, die die Kultur und Politik in der ersten Hälfte der
70er Jahre bestimmt hatte, zu überwinden, um mit der Besinnung auf die
eigenen Kräfte einen Neuanfang zu wagen und haben 1980 mit dem ersten
Gesundheitstag in Berlin versucht, die vielen versprengten, z.T. resignier-
ten und privatisierten Gesundheitsarbeiter mit (immer noch) linken An-
sprüchen wieder an einem Tisch bzw. unter ein Dach zu bringen, um Er-
fahrungen auszutauschen, sich gegenseitig Mut zu machen, Perspektiven
von bereits praktizierten alternativen Projekten zu erörtern und einander
kennenzulernen.

Schon auf dem ersten Gesundheitstag (vg!. auch den Kongreßbericht in
»Das Argument« 124, 1980), aber mehr noch auf dem zweiten haben sich
über derart motivierte Gesundheitsarbeiter hinaus eine Menge Betroffener
eingefunden, die ~ häufig ohne reflektiert politische Motivation - etwas
für ihre Gesundheit, ihren Körper und ihr persönliches Wohlbefmden tun
bzw. wissen wollten und begonnen hatten, sich als Opfer oder als Betrof-
fene der herrschenden Gesundheitsordnung zu organisieren, um in kleinen
Zirkeln und Kollektiven ihre Probleme selber in die Hand zu nehmen, ihre
Psyche und Körperlichkeit gegen das normierende und inkompetent ma-
chende Medizinsystem zu verteidigen. Auf beiden Gesundheitstagen hoff-
ten sie, Leidensgenossen, Gleichgesinnte zu treffen, Anregungen und Er-
fahrungen auszutauschen und Rat sowie Hilfestellung von vertrauenswür-
digen Fachleuten einzuholen.

Dieses Bedürfnis kommt unserer Auffassung nach aus einem allgemei-
nen Unbehagen an der »normalen« Lebensweise: wir müssen im Alltag
belastende Situationen »aushalten« - wie entspannen wir uns?; die Nah-
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rung ist vergiftet - wie können wir uns richtig ernähren?; die Zähne ge-
hen kaputt - was können wir dagegen tun?! Die Aufzählung solcher
Probleme ließe sich fortsetzen. Es bleibt aber für die Betroffenen das Pro-
blem, wie man an Informationen zur Verbesserung der eigenen Lebensge-
staltung kommt, ohne einer zerstörenden» Wissenschaft« auf den Leim zu
gehen. Von der Mehrheit der Gesundheitstagbesucher werden aber nicht
nur die heutige medizinische Wissenschaft, sondern auch die Ideologien
von alternativen Wunderheilern, von Gurus, von Anthroposophen, von
Homöopathen abgelehnt. Ihre praktischen Methoden interessieren aber,
weil sie etwas anbieten, was jeder für sich gebrauchen kann. Auf dem Ge-
sundheitstag konnten Repräsentanten dieser verschiedenen Strömungen
aufgesucht werden, ohne sich verbindlich auf deren Ideologien einlassen
zu müssen. Viele Gesundheitstagbesucher sind nur aus diesem Grund, also
nicht mit einer beruflichen oder politischen Frage zum Gesundheitstag ge-
kommen, ein weiterer Hinweis dafür, daß sie »nur« nach einer persönli-
chen Gesundheitsperspektive für sich suchen.

Schließlich ist der Gesundheitstag zu einem Treffpunkt für diejenigen
geworden, die bereits in den verschiedenen Lebensbereichen damit be-
gonnen haben, den status quo der herrschenden Verhältnisse von sich aus
zu verändern - durch die Entwicklung neuer Lebenspraxen. So waren
auch viele Teilnehmer aus der Friedensbewegung, der Frauenbewegung,
der Ökologiebewegung, der Instandbesetzerszene wie auch aus der An-
ti-AKW-Bewegung auf dem Gesundheitstag vertreten. Viele von ihnen
sind gewerkschaftlich organisiert und in den Kämpfen der Gewerkschaft
aktiv.

Zahlreiche Sozialisten im Gesundheitsbereich, besonders die aktiv in
Gewerkschaften und Parteien organisierten, haben beträchtliche Schwie-
rigkeiten, diese neue(n) Bewegung(en) zu verstehen, sich mit ihnen pro-
duktiv auseinanderzusetzen. Als Anregung zu diesem, nach unserer Auf-
fassung notwendigen Lernprozeß, einige vorläufige und normative The-
sen:

Die geäußerten Bedürfnisse, Ansprüche, Werte müssen ernstgenommen
werden, wir dürfen nicht mit einem verächtlichen oder hilflosen Lächeln
darüber hinweggehen, sondern diese vielmehr verstehen lernen als Ver-
such, sich nicht nur zu verweigern, aus der übrigen Gesellschaft »auszu-
klinken«, sondern dabei zugleich eine positive Gegenkultur von unten
aufzubauen, als Versuch, Menschlichkeit, Wärme, Solidarität, Vertrauen
bereits hier und heute zu praktizieren, sich nicht mehr damit abfmden zu
wollen, die Befriedigung dieser Grundbedürfnisse auf irgendeinen Sankt-
nimmerleinstag, kurz nach der Weltrevolution zu verlegen.

Ernstnehmen heißt nicht einfach zu überlegen, wie wir das Potential,
das offensichtlich eine praktische Negation der herrschenden Gesell-
schaftsordnung durch gelebte Utopien! Alternativen versucht, für eine ge-
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samtgesellschaftliche, sprich sozialistische Perspektive der Gesellschafts-
ordnung gewinnen können. - Es bedeutet vor allem zu fragen, ob die in
so vielfältigen Formen artikulierten Bedürfnisse und Ansprüche berech-
tigt, d.h. verallgemeinerbar sind.

Falls wir zum Ergebnis kommen sollten, daß da nicht nur ein paar ge-
sellschaftlich marginale »Spinner/Utopisten« (vgl. Deutsches Ärzteblatt
78, Heft 46, 1981, S.2205) am Werk sind, denen die revolutionäre Geduld
abgeht und die daher »schon auf Erden das Himmelreich errichten« wol-
len, falls wir zum Resultat kommen sollten, daß die neuen Ansprüche und
Bedürfnisse was mit dem »neuen Menschen« zu tun haben, den wir uns
alle wünschen; kurz: falls wir meinen, daß die neuen TugendeniBedürf-
nisse nicht nur mit einer sozialistischen Gesellschaft (nicht un-)vereinbar,
sondern für sie erst recht notwendig sind, dann müssen wir uns von dieser
Bewegung produktiv verunsichern lassen, müssen das Bedürfnis nach
Selbsttätigkeit, nach kollektiver und subjektiver Aneignung von Körper-
lichkeit und Gesundheitswissen als Fragen an unsere bisherige Gesund-
heitspolitik, müssen unsere Forderungen daraufhin durchleuchten, wie in
ihnen die neuen Bedürfnisse »aufgehoben« sind - und zwar in dem Sin-
ne, daß ihrer Befriedigung Freiräume gewährt werden, die nicht den Cha-
rakter von Spielwiesen »zum Austoben« haben, vielmehr müssen diese
Räume konstitutiv sein für ein Gesundheitssystem, das den Bedürfnissen
aller besser dient. Dies ist nicht mißzuverstehen als Institutionalisierung
des Antiinstitutionalismus, was auf eine Verwaltung/Vergewaltigung der
Bewegung hinauslaufen und das Ende ihrer Dynamik bedeuten würde.

Gesundheitsbewegung der siebziger Jahre
Die in der Studentenbewegung Ende der sechziger Jahre politisierten Me-
dizinstudenten und Ärzte und mit ihnen viele Krankenschwestern und an-
dere Arbeiter und Angestellte im Gesundheitsbereich hatten vor allem dies
gelernt: eine Gesellschaft und damit auch ein Gesundheitswesen, deren in-
nerer Zusammenhang diktiert ist von der Maximierung der Profite, vom
Gesetz des Kapitals, wird und kann Formen des Lebens, in denen mensch-
liche Fähigkeiten sich ungestört entfalten können, immer weniger Raum
bieten und auch ein Leben in Gesundheit nicht zulassen. Staatliche For-
men einer solchen Gesellschaft und die ihr eigenen Strukturen der Ge-
sundheitsversorgung ändern sich auch nicht von selbst. Um sie zu verän-
dern, reichen einzelne nicht aus. Viele müssen gemeinsam handeln. Das
bedarf der Organisierung, bedarf der Organisation, Voraussetzung für die
Umwälzung einer das Leben immer weiter einengenden Wirtschaftsform
und damit der Möglichkeiten, gesund zu bleiben oder es wieder zu wer-
den, Voraussetzung für ein Handeln mit sozialistischer Perspektive war
die Organisierung in der Vertretung aller Arbeitenden, in den Gewerk-
schaften - für einige auch in sozialistischen und kommunistischen Partei-
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en. Im Gesundheitsbereich, wie auch in anderen traditionell nicht gewerk-
schaftlich ausgerichteten Berufsfeldern, folgte ein bis heute stetig anwach-
sender Zustrom junger »Gesundheitsarbeiter« in die Gewerkschaft ÖTV.
Anfangs und noch Mitte der siebziger Jahre fand er in den Großstädten
der Studentenbewegung oft sprunghaft und mit nicht unerheblichen Bela-
stungen für die gewerkschaftspolitische Diskussion statt: Formen studen-
tischen Streits, an den Universitäten in den Auseinandersetzungen vor al-
lem mit und zwischen den sogenannten K-Gruppen urn die »richtige Li-
nies massenhaft geübt, wiederholten sich in der Gewerkschaft. Mitglieder-
versammlungen des Bundes gewerkschaftlicher Ärzte in der ÖTV Berlin
etwa, in den sechziger Jahren Honoratiorensitzungen vornehmlich einiger
weniger organisierter Amtsärzte, gerieten in wenigen Jahren zu stürmi-
schen Versammlungen hunderter von jungen Krankenhausärzten, die ge-
übt in der Handhabung von Geschäftsordnungs- und Abstimmungsver-
fahren mit immer nur knappen Mehrheiten zwar »großsprecherische« Re-
solutionen verabschiedeten, sich gegenseitig aber von solidarischem Han-
deln abhielten bzw. sich gegenseitig blockierten. Die sich ansammelnde
Wut über die geringere Wirkung solcher Beschlüsse entlud sich meist über
den hauptamtlichen Funktionären, denen - oft gut begründet - nachge-
wiesen werden konnte, daß ihnen die Treue zur sozialdemokratischen und
reformistischen Gewerkschaftsführung wichtiger war als selbst ein Ver-
such zur Umsetzung urnbequemer Beschlüsse der sich nicht taktisch ver-
haltenden Gewerkschaftsbasis in den Krankenhäusern und den Fachgrup-
pen aus dem Gesundheitsbereich. Trotz allen Streits, gemeinsam war allen
neuen Gewerkschaftsmitgliedern, daß nur ihr gemeinsames Handeln im
Betrieb, in ihrèm Krankenhaus und nur das gemeinsame Handeln der ge-
samten Organisation, die Strukturen des Gesundheitsversorgungssystems
so würden verändern können, daß aus ihm mehr Kräfte zur Erhaltung
und Wiederherstellung von Gesundheit freigesetzt werden könnten. Ge-
werkschaftliche Tätigkeit, Kampf für mehr Mitbestimmung am Arbeits-
platz, die Forderung, alle Arbeiter und Angestellten müßten sich für ihre
ureigensten Gesundheitsbedürfnisse stark machen und sich einsetzen, wa-
ren die Synonyme für etwas, das in der heutigen Gesundheitsbewegung
Selbstorganisation und Selbsthilfe heißen kann. Ein wichtiger Unter-
schied: die damaligen Begriffe enthielten die Erkenntnis, daß nichts, kein
Reformschritt, allgemein und für alle gesichert werden kann; wenn hinter
ihm nicht die Kraft der gesamten Bewegung steht und wenn er daher nicht
die diesem Staat auch adäquate geronnene Form der Absicherung durch
Rechtsnorm und Anspruch fmdet. Auf einen weiteren inhaltlichen Unter-
schied der damaligen und heutigen Begriffe kommen wir weiter unten
noch zurück, Ausdruck des verstärkten Engagements kritischer Mitglieder
aus dem Gesundheitswesen wurde das gesundheitspolitische Programm
des DGB von 1972, das im wesentlichen noch auf eine Maximierung ge-

ARGUMENT-SONDERBAND AS 86 ©



Gesundheitsbewegung wohin? 135

sundheitlicher Einrichtungen, allerdings vor allem mit dem Ziel der leich-
teren Zugänglichkeit auch für sozial benachteiligte Bevölkerungssenich-
ten, ausgerichtet war: Einen wichtigen Schritt weiter gingen die Perspekti-
ven zur Gesundheitspolitik der ÖTV aus dem Jahre 1977: hier wurde die
Forderung nach Selbstverwaltung und Selbstorganisation der Versicherten .
deutlich in Gegensatz zu einer Verstaatlichung mit ungewisser Verfügungs-
gewalt gestellt.

Schon bald, bereis in der ersten Hälfte der siebziger Jahre, wurden ne-
ben den Gewerkschaften auch andere Organisationsformen kritischer Ge-
sundheitsarbeiter notwendig, um für besondere Teilgebiete der Gesund-
heitsreformdiskussion Foren zu schaffen. Ein Beispiel ist die Deutsche Ge-
sellschaft für Soziale Psychiatrie (DGSP), die neben und zeitlich parallel
zur Arbeit an der im Auftrag der Bundesregierung von einem Experten-
gremium zusammengestellten Psychiatrie-Enquête entstand: die in der
psychiatrischen Versorgung am auffälligsten sichtbaren Mängel und Ver-
sorgungslücken führten zu einer zahlen- und einflußmäßig schnell wach-
senden Organisierung. Die DGSP gab sich bei der Namensgebung in An-
lehnung an herkömmliche wissenschaftliche Gesellschaften eher konserva-
tiv, unterschied sich von diesen aber schon radikal durch die gleichberech-
tigte Mitgliedschaft aller in der Psychiatrie tätigen Berufsgruppen. An-
fangs stand eine Ausweitung und Vervollständigung des Netzes psychiatri-
scher Versorgung im Zentrum der Forderungen, später war die DGSP die
erste Institution, die sichtbar aus italienischen Erfahrungen lernte und
Zweifel an der eigenen Kompetenz, der All-Kompetenz der Professionel-
len gegenüber den Laien zu formulieren suchte. Weitere Beispiele für not-
wendige Organisationsformen außerhalb der Gewerkschaften sind etwa
die Listenverbindungen progressiver Ärztegruppen für die Ärztekammer-
wahlen. Innerhalb der Gewerkschaften nahmen die Frustrationserschei-
nungen der Kräfte mit sozialistischer Perspektive und daraus abgeleiteten
Forderungen für das Gesundheitswesen zu. Einerseits mußten sie erken-
nen, daß die Mehrheit der in der Gewerkschaft Organisierten nicht so
leicht, wie erhofft, für neue inhaltliche Forderungen zur Gesundheit zu ge-
winnen waren. Traditionell an den Lohnkämpfen orientiert, im wesentli-
chen an direkten und konkreten Verbesserungen ihres eigenen Arbeitsplat-
zes interessiert, begegneten Arbeiter- und Angestelltengruppen, die im
Durchschnitt weit niedrigere Einkommen aufzuweisen hatten, den Forde-
rungen der jungen Ärzte, die sich plötzlich mit ihnen solidarisierten, mit
Mißtrauen. Möglicherweise auf ein ähnlich tief sitzendes, wenn auch ganz
anderes, Vorurteil stießen aktive Krankenschwestern - was verstanden
Frauen schon vom gewerkschaftlichen Kampf? Trotz stetig steigenden Or-
ganisationsgrades im Gesundheitsbereich waren aber Prozentsätze von et-
wa 20 aller Beschäftigten in Krankenhäusern nach wie vor eher die Aus-
nahme. Gegenüber traditionell mit Organisationsgraden von 70, 80 und
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900/0 vertretenen Bereichen in der ÖTV, wie etwa den städtischen Versor-
gungs- und Verkehrsbetrieben, blieb dies eine schwache Ausgangsbasis.
Sie reichte nicht, um dem Kollegen aus anderen Organisationsbereichen
von der Notwendigkeit inhaltlicher Diskussion über die eigene Gesundheit
und die Schritte, sie durch ihn und für ihn zu sichern, zu überzeugen. Die-
se Schwierigkeit muß auch mit den Möglichkeiten innergewerkschaftlicher
Diskussion insgesamt zusammenhängen. Sie steht in Gegensatz zum Er-
gebnis aller Meinungsumfragen, in denen das Interesse an Gesundheit
stets an erster Stelle steht.

Ein anderer Grund für die mangelnde Durchsetzung der neuen Positio-
nen für eine Veränderung des Gesundheitsbereichs lag in der beruflichen
Lage von Ärzten und Krankenschwestern selbst begründet: der Teil des
westdeutschen Gesundheitswesens, in dem die ÖTV die Ärzte organisiert,
im wesentlichen die Krankenhäuser , ist für die meisten Ärzte nur berufli-
che Durchgangsposition. Die Hälfte aller berufstätigen Ärzte und wahr-
scheinlich mehr als 3/4 der über 35jährigen ist im privat organisierten Sy-
stem selbständig niedergelassener Praxisinhaber tätig. Nur für die Spitze
der Krankenhaushierarchie, die Chef- und einige Funktionsärzte, gibt es
dort Lebenszeitpositionen - und in diese Position gelangen aktive Ge-
werkschafter nur selten. Die Folge dieser Situation und der damit zusam-
menhängenden Tatsache, daß der junge Arzt sich während der zweiten
Hälfte der im Durchschnitt fünf bis acht Jahre währenden Krankenhaus-
zeit verstärkt seiner beruflichen Qualifikation widmen muß, ist eine nach-
lassende bzw. nur noch unregelmäßige gewerkschaftliche Aktivität. Dies
ist ebenfalls geeignet, bestehende Voruteile in der Gewerkschaftsfunktio-
närs-Hierarchie, aber auch bei anderen aktiven Gewerkschaftern zu bestä-
tigen.

Ähnliche Probleme gelten für Krankenschwestern. Von vielen jungen
Frauen wird der Beruf immer noch als eine Übergangsstation zum zu-
nächst erstrebenswert erscheinenden, vom beruflichen Streß nicht so ein-
geengten, Dasein als Hausfrau und Mutter angesehen. Später wird er als
Teilzeittätigkeit, in jedem Fall aber neben der nicht genügend gesellschaft-
liche - und männliche - Unterstützung erfahrenden und erhebliche Be-
lastungen mit sich bringenden Hausfrauentätigkeit ausgeübt. Beides
schränkt die Möglichkeiten kontinuierlichen gewerkschaftlichen Engage-
ments erheblich ein.

Sowohl die Schwierigkeiten, sich innerhalb der Gewerkschaften durch-
zusetzen, als auch die objektiv nur kurze Zeit bestehende Möglichkeit, in
der Organisation aktiv zu sein, führten mit den ausbleibenden Erfolgen
bei vielen zur Resignation, bei anderen sogar zu einer letztlich gewerk-
schaftsfeindlichen Haltung, die sich durch Erscheinungen verfestigter Bü-
rokratie und Hierarchie, politisch einseitiger Ausrichtung an den reformi-
stischen Zielsetzungen der rechten Sozialdemokratie, wenn nicht gar an
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offenbar werdenden Formen echten Bonzentums (Neue Heimat-Skandal)
bestätigt fand. Es fehlte-aber auch eine neue Solidarkultur innerhalb der
Gewerkschaft, die das Persönliche als Element einer linken Politik als
selbstverständlich ansah.

Autonomie und Organisation
So ist es kein Wunder, wenn sich in den letzten Jahren eine starke Gesund-
heitsbewegung, beeinflußt und teilweise identisch mit den Frauen- und
den Öko-Bewegungen, außerhalb, neben und teilweise sogar gegen die
Gewerkschaftsbewegung gebildet hat. Ihre Ausgangspunkte der Kritik am
Gesundheitswesen sind häufig ähnliche, wie die der gewerkschaftlich
orientierten Gesundheitsbewegung zehn Jahre früher: Lücken in der Ver-
sorgung und Betreuung unter- bzw. nicht-versorgter Bevölkerungsteile.
Häufig sind es auch entgegengesetzte: die Ursache von Unmündigkeit der
Patienten, mindestens ein Hindernis zu ihrer Überwindung, wird in der
ständigen Bereitschaft medizinischer Institutionen gesehen, dem Patienten
eigene Entscheidungen abzunehmen, ihn »zu versorgen«, ihn aus einer to-
talen Versorgungskontinuität und damit der Kontrolle nicht herauszulas-
sen.

Ihre Vergehensweise ist daher radikal anders: sie setzt auf die direkte
Mithilfe und Selbstaktivierung der Betroffenen, sie will direkt die Mündig-
keit des Einzelnen erreichen, nicht erst über die Befreiung aus ökonomi-
scher Abhängigkeit, sie will sofortige, individuelle Aktion gemeinsam in
kleinen Gruppen, sie ist eher gegen die Experten, die Professionellen, ge-
richtet und mißtraut deren Rat aus schlechter Erfahrung. Diese ihre Vor-
teile sind gleichzeitig die Nachteile und Gefährdungen der neuen Bewe-
gung: weil sie auf die Selbstinitiative, auf die Mündigkeit des Individuums
setzt und übersieht, daß die Möglichkeiten der Entfaltung, die individuelle
Kompetenz nicht in allen Schichten in gleicher Weise vorhanden sind,
bleibt sie in Gefahr, Positives nur für Mittelschicht-Angehörige auf Dauer
anbieten zu können. Weil sie auf sofort durch Kleingruppen umsetzbare
Verbesserungen gerichtet ist, schafft sie möglicherweise Inseln der Ge-
sundheit für wenige, die den vielen aber urnso unerreichbarer scheinen
müssen. Das von den Selbsthilfe-Gruppen Erreichte wird sofort erreicht,
kann Modell sein, ist aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht für alle erreich-
bar.

Schon aus der oben dargestellten Situation, daß große Teile in unserem
Gesundheitssystem heute als privat organisierte Kleinbetriebe für direkte
gewerkschaftliche Einwirkung schwer zugänglich sind, ergibt sich die Not-
wendigkeit politischer Aktivtiät für autonome Gruppen. Dies gilt für den
größten Teil des nichtstationären Bereichs, den Bereich gesundheitlicher
Grundbedürfnisse. Auch im stationären Bereich, dort, wo die persönlich-
keitszerstörende Kraft der Routineabläufe, z.B. im Großkrankenhaus
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nicht durch gewerkschaftlich Organisierte aufgegriffen und in Frage ge-
steilt wird, sind auf die Durchsetzung menschlicher Grundbedürfnisse ge-
richtete Initiativen notwendig. Viele dieser Gesundheitsinitiativen unter-
scheiden sich von herkömmlichen Bürgerinitiativen nicht nur durch den
Inhalt ihrer Hauptforderungen, sondern auch qualitativ durch die Breite
ihrer Zielsetzung: während Bürgerinitiativen traditionell ein breites politi-
sches Spektrum auf ein einzelnes gemeinsames Ziel, das kurzfristig er-
reichbar ist, hin organisieren, gilt für die meisten Gesundheitsinitiativen
mehr: einmal organisieren sie fast ausschließlich Personen, die dem beste-
henden Gesellschaftssystem grundsätzlich kritisch gegenüberstehen, zum
anderen ist nicht nur ein kurzfristig erreichbares Ziel, sondern die Gesund-
heit als menschliches Grundbedürfnis insgesamt Gegenstand ihrer Aktivi-
tät. Diese Gesundheit wollen sie nicht nur für sich selbst, an ihrem eigenen
Arbeitsplatz im Gesundheitssystem, sondern vor allem für andere, die zu
ihnen kommenden Patienten, durchsetzen. Dabei ist für sie Gesundheit
als Grundbedürfnis nicht trennbar von anderen Grundbedürfnissen wie
der Freiheit des Einzelnen von Ausbeutung und dem Wissen von der Ab-
hängigkeit biologischer Vorgänge im eigenen Körper vom Leben in der
Gesellschaft. - Ein Entweder/Oder in der Frage gewerkschaftliche Orga-
nisation/unorganisierte Gesundheitsinitiativen kann es daher für uns nicht
geben. Die Diskussion um das, was für mehr Gesundheit getan werden
muß, das politische Handeln im Gesundheitsbereich, sind zu wenig ent-
wickelt, als daß auf nur eine Aktivität verzichtet werden könnte.

Bei der Suche nach weiterführenden Antworten auf die Frage, wohin
entwickelt sich die Gesundheitsbewegung, mußten wir feststellen, daß die
Hereinnahme der theoretischen Diskussionen der Studentenbewegung in
die Medizin bis heute wenig erkennbare Früchte getragen hat. Die Be-
schäftigung mit der Dialektik der Natur, der Bedeutung der Arbeit für die
Entwicklung des Menschen hat der wissenschaftlichen Diskussion in ande-
ren Disziplinen, z.B. der Psychologie (Kritische Psychologie), der.Ökono-
mie (marxistische Wirtschaftstheorie und Bildungsökonomie), der Sozio-
logie (marxistische Gesellschaftstheorie) und den Philologen bedeutende
Impulse gegeben. In der Medizin bleibt dagegen heute zu fragen:

Welche Veränderungen haben linke Mediziner/Ärzte seit der Studen-
tenbewegung der 60er Jahre in der Medizin bzw. in den klassischen
Fächern der Medizin erreicht?
Welche Angebote können diese Mediziner Menschen machen, die heu-
te dem normalen Medizinbetrieb mißtrauen und die ein positives Wis-
sen über ihre Krankheiten und über ihren Körper haben wollen?
Welche Impulse aus dieser Richtung sind vom »normalen« Medizin-
und Wissenschaftsbetrieb aufgenommen worden?
Welche Gebiete der traditionellen Medizin sind eigentlich unberührt
geblieben? Warum?
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- Wie wird der Entwicklungsstand in den einzelnen Disziplinen beur-
teilt?

Mit der Bearbeitung dieser und ähnlicher Fragen könnten neue und
weiterführende Antworten auch für die Führung der politischen Diskus-
sion, für die Beantwortung taktischer und strategischer Fragen der Ge-
sundheitsbewegung selbst gefunden werden.

Heiner Keupp, Manfred Cramer, Eckhard Giese,
Wolfgang Stark und Stephan Wolff

Psychologen auf der Suche nach einer neuen
politischen Identität*

Gemeindepsychologische Perspektiven
- so der programmatische Titel - wollte dieser Kongreß eröffnen. Was
ist das eigentlich für ein Anspruch? Für die Medien setzte er sich ebenso
wenig in präzise Vorstellungen um, wie für die meisten Teilnehmer. Die
zwei Überschriften, die »Der Tagesspiegel« über seine Berichterstattung
setzte, bringen die Widersprüchlichkeit dieses Kongresses sehr gut zum
Ausdruck: »Psychologen entdecken die Gemeinde« und »Selbstkritische
Fragen auf dem 2. Kongreß für klinische Psychologie und Psychothera-
pie« (21. Februar 1982). Der Anspruch des Kongresses zielte auf die Poli-
tisierung einer Profession, jedoch nicht im Sinne jener ritualisierten Be-
kenntnisse zu einer programmatischen Fortschrittlichkeit, sondern im Sin-
ne einer »inneren Politisierung«, die auf das eigene professionelle Selbst-
verständnis zielt.

Das Thema »gemeindepsychologische Perspektiven« steht hier für den
Versuch, die Funktion und reale Form psychosozialer Praxis in einer Ge-
sellschaft vom Typus der BRD zu reflektieren. Es signalisiert den Bruch
mit einem therapeutischen Technizismus, der in dem kompetenten Exper-
ten die Garantie für eine richtige und verantwortungsvolle Praxis sieht. Es
steht für die Bereitschaft, sich über den Zusammenhang von persönlichen
Krisen und Leidenszuständen und gesellschaftlichen Entwicklungen mehr
Klarheit zu verschaffen. Und schließlich steht dieses Thema für das wach-
sende Bewußtsein, daß die aktuellen politischen Entwicklungen (Abbau
des Sozialstaates, Aufrüstungspolitk oder Gesundheitssicherstellungs-

• Überlegungen zum 2. Kongreß für klinische Psychologie und Psychotherapie.
14.-19. Februar 1982 in Berlin. Veranstalter: Deutsche Gesellschaft für Verhal-
tenstherapie und Gesellschaft für wissenschaftliche Gesprächspsychotherapie.
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